
t I i 

Partei- und 
Arbeits-Programm 

der 

liechtensteinischen Volkspartei 

Motto! .Recht »»» Simde Und crbadciic (3cocnftäiH>c, 
«der Üc schein«» einander ,» s»«b«n, denn wo 
bai Rech« Ist, w i l l leine Wnade walte» und wo 
die (Suade, waltet, oa Ist das Recht ocnoltll" 

tP . t - r Kaiser!. 
Einfach, aufbauend und sparsam! 

3" Revision des am 18. Januar 1918 veröffentlichte» 
Iwgamms beschließt die Vertrauensmännerversainmlung der 
sMparte i vom 26. Dezember 1925 in Vaduz wie folgt: 

I. Grundsätzliche Erklärungen. 
Die liechtensteinische Volkspartei besteht aus den Stimm» 

trichtigten des Landes, deren politisches Zie l der demokratische 
WSbail der Verfassung und Gesehe, namentlich durch eine gesunde 

) den Verhältnissen des Landes entsprechende Volkswirtschaft-
l̂ e und soziale Gesetzgebung ist. Die Mitgliedschaft bei der 

tolkspartei ist unvereinbar mit der Zugehörigkeit zu einer andern 
s>litischen Pa r t e i im Lande. 

Die Voltspartei steht auf dem Boden einer demokratischen 
lionarchie auf parlamentarischer Grundlage im Sinne der 
Erfassung. 

S i e befolgt eine nationale, volkstümliche Pol i t ik , die sachlich 
i nicht persönlich, entsprechend den Landesverhältnissen groß-

[lig und nicht kleinlich sein soll und die auf katholischer und 
sichtlicher Weltauffassung beruht. 

Die Volkspartei ist der Anschauung, daß nur einmütiges 
lusammenwirken aller S t ä n d e : der Landwirte, Gewerbetreibenden 
ft> Arbeiter (mit Einschluß der geistigen Arbeiter) eine glück-
m staatliche und politische Zukunft verbürgt. S ie lehnt daher 
Iii Pol i t ik des S a ß e s , der unfruchtbaren Kritik, Partcidiktatur 
m der Klassenherrschaft - - von welcher Seite sie immer 
pnien mag — ab. 

Ih r Zweck ist die Äebung des Wohlergehens des Volkes, 
|nei- Glieder und des Staates, sowie der Gemeinden, wobei 

volkswirtschaftlichen A u s - und Aufbau ein besonderes 
^eninerk zu widmen ist und der Ausbau der Gesehe insbe-
Mere unter diesem Gesichtspunkte zu erfolgen hat. 

II. Wirtschaftspolitische Bestrebungen. 
Die nächste Zukunft verlangt insbesondere, daß die w i r t -

s c h a f t s p o l i t i s c h e n F r a g e n in erster Linie zu behandeln 
sind und ihnen vermehrte Bedeutung geschenkt werde. 

1. Die Volkspartei steht dafür ein, daß das Land sich 
besonders der W o h l f a h r t und der H e b u n g der V e r d i e n st-
M ö g l i c h k e i t und der E r w e r b s f ä h i g k e i t der Bevölkerung 
nnd deS fachlichen Bi ldungs- und Vereinswesens sich annehme, 
daher Änterstllhung jedweder Förderung von Gewerbe und 
Industrie und sonstiger Verdienstgelegenheit, d. h. : „Die Äeimat 
zur 5)eimat machen." 

2. hinsichtlich der Landwirtschaft und F o r s t w i r t -
schaft verlangt die Volkspartei: 

Vermehrte staatliche Mi th i l f e bei Gütcrznsammenlegung, 
jedoch Verhinderung eines übergroße» Besitzes, damit die an-
der» B ü r g e r nicht von der Scholle vertrieben werden; 

im Sinne der finanziellen und technischen Möglichkeit Anter-
sttthung und Förderung der Entsumpfungen und Kanalisierungen; 

Förderung der Groß- und Kleinviehzucht; 

Üntersttthung der laudwirtschaftlicheu Versicherungen und 
Förderung des Absahes landwirtschaftlicher Produkte; 

vermehrte Aufforstung in» Hochgebirge und staatliche Anter-
ftllhuiig derselben. 

3. Bezüglich der G e w e r b e - und Ä a n d e l s p o l i t i k 
wird angestrebt: 

Ausbau der Gewerbegesehgebling unter Rücksichtnahme 
auf die Interessen der Gewerbetreibenden und Konsumenten; 

Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes und des gemein-
schädlichen Geschäftsverkehres; 

vermehrte Förderung und Anterstühung des Lehrlingswesens; 

Unterstützung gewerblicher Kurse; 
Regelung der öffentlichen Arbeitsvergebung (Submissions-

wesen) bei Staat und Gemeinden; 

Aiiterstühung aller gesunden Bestrebungen zum Wirtschaft-
lichen Äeimatschuhe 
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Unterstützung und Förderung der Berufsberatung; 
Einhaltung des Gegenrcchts für die Ausübung aller geistigen 

u»d anderen Berufe; 
Förderung und Ünterstiihung von freiwilligen Gewerbe 

vereinen; 
unablässiges Bemühen, um den Kredit im Lande zu ver 

billigen, da die Leute an hohen Zinsen mehr bezahlen, als die 
Steuern ausmachen. 

4. hinsichtlich der Verkehrspol i t ik : 
Ausbau des Straßenweseus; 
das Verkehrswesen soll nach gemeinwirtschaftlichein Ge 

sichtspnnkte ausgebaut und gefördert werden; 
Förderung aller Bestrebungen zur üebung des Verkehrs 

Wesens im Lande im Nahmen des finanziell Möglichen; 
Vermehrte Einflußnahme auf die das Land durchziehende 

Eisenbahn. 

5. Zur üebung des wirtschaftliche» Ans- und Aufbaues 
des Landes ist es unbedingt notwendig, daß eine Stelle besteht, 
die systemalisch und unablässig für diese Aufgabe im Zu- und 
Auslande tätig sein soll, daher Llnterstiitzung der W i r t s ch a f t s-
kam in er, Ausbau der Organisation und besonders der wirt-
schaftlichen, ehrenamtlichen Vertretung im Auslande usw. 

III. Sozialpolitische Postulats. 
Arbei terschuh und Arbei terrecht . 

Schuh der Arbeiter, insbesondere weiterer Ausbau der 
Arbeiterschuhgesehgebung »eben der Fabrikgesetzgebung, somit 
Ausbau des Obligationenrechts (besonders der Haftpflicht, des 
Arbeits- und Lehrvertrages ». a.), sowie auch durch Ausbau der 
librigen Äesehgebung, Geriisttontrolle und andere vorbeugende 
Maßnahmen; 

Einführung des Versicherungszwanges und anttliche Kon-
trolle; 

nach Möglichkeit Einführung der Krankcnversicherung, über­
haupt Ausbau der bezügliche» Verfassu»gsartitel; 

nach finanzieller Tnnlichteit Ausbau einer Alters- und 
Invalidenversicherung, besonders auch die Ausgestaltung der 
Unfall- und Krankenversicherung und der Krankenpflege; 

vermehrte Pflege des öffentlichen Gesundheitswesens, Be-
känwfttng von Volkskrankhciten wie Tuberkulose und ähnlicher 
Krankheiten durch vermehrte Aufklärung seitens des Staates J C . 

Llnterstühnng von Trittkwasservcrsorgungen; 
Ausbau der Freizügigkeit für Studierende; 
Ausbau der Armengesetzgebung, der Armenpflege und 

Verbesserung der Armenpolizei, insbesondere durch gesetzliche 
Maßnahmen gegen Arbeitsscheue, Liederliche und Trinker sowie 
Maßnahmen gegen den Alkoholismus; 

zweckmäßige Versorgung von Waisen, Geisteskranken, 
Unheilbaren und Altersschwachen; 

Ausbau des Arbeitsvermittlungswesens; 
Förderung der kollektiven Arbeits- und Tarifverträge. 

IV . Verfassungspolitifche Fragen. 
Angestrebt wird eine gesunde, demokratische Monarchie; 

alle Teile der Bevölkerung sollen in gerechten Verhältnissen 
zur Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung herbeige-
zogen werden. 

Alle Berufs-, Klassen-und Staudesvorrechte sollen mit? 
behalt jener des Fürstenhauses abgeschafft bleiben; die P- »ing hvl 
verwirft jede Willkür, insbesondere jede geheinie unkoutrollier! 
Verwaltungstätigkeit von Staatsorgane» lGehcimaktemr 
schaft JC.) und bekämpft auch unnötige Reglemcntierereicn. 

Die wichtigsten Landes- und Gemeindebehörden sollen tu 
das Volt selber gewählt werden unter Vorbehalt eines 
fälligen Gcnehnligilngsrechtes des Monarchen für gewisse Sta-
behörden oder deren Mitglieder; 

Heranziehung der Frauen zur Mitwirkung in Schu! 
im Armenwesen und beim Zugendschuh; 

kleinere Angelegenheiten in Zivil-, Straf- und Verwaltm »»Grnn 
fachen sollen vor Gemeindebehörden beziehungsweise vor? 
»»ittleramt ausgetragen werden können; 
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nach Wahl der Parteien steht es frei, in erster Instanz in Zi 
und !lcbertretungsstrafsachcn ein auf Kosten der P a r t e i 
wirkendes und vom Landtage zu bestellendes Kollegialqeri 
mit Einschluß des Landrichters, wobei die besitzenden Rich 
nur Taggelder erhalten, bestellt werden; dem Staate sei 
möglichst keine Ausgaben entstehen; 

Llnvereinbarkeit voll bezahlter staatlicher Stellen mit i 
Wirteberufe oder Vorsteheramte; 

die liechtensteinischen Angelegenheiten in der Amgeb« 
des Fürsten sollen durch einen im Einvernehmen mit dem La« 
bestellten Liechtensteiner bearbeitet werden, der gleichzeitig 
die Regierung verantwortlich ist; 

Sorge für Schutz der Liechtensteiner im Ausland und fyi 
Interessenvertretung. 

V . Verwaltungspolitik insbesondere. 
Die Partei strebt an: 
Eine möglichst kaufmännische, sparsame und nach einfnih 

Grundsätzen ohne bürokratischen Einschlag geführte Landes» 
waltung mit dem Grundsatz, daß die Beamten für das?! 
und nicht das Volk für die Beamten da sind; 

tüchtige Beamte und Bezahlung ohne Unterschied 
Stand Und Rang; 

nicht vollbeschäftigte, aber vollbczahlte Staatsstellen sol! 
zusammengelegt oder umgewandelt werden; 

Behandlung der Postbeamten und Angestellten gfc 
andern Staatsangestellten; 
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VI . Finanzpolitisches. 
Die Partei verlangt: 

Daß alles aufgeboten werde, um in der Landesbilanz 
Zukunft einen Ausg le i ch zwischen Ausgaben und Einnahm 
beizubehal ten und mit allen Mitteln verhindert werde, daßt ,„ © e m e i n 

Landesbilanz wieder passiv wird; und nur unter diesem GeW 
punkte wird die Erfüllung der in diesem Programm aufz 
'teilten Forderungen, Bestrebungen und Postulats verlangt; 

möglichste Vermeidung der Schaffung neuer bezahlter Stta 
'tellen und besonders sorgfältige Behandlung der Beitragsgesu-H 
wobei besonders auf die Unterstützung der finanziell Schwächet 
zu sehen ist; 

Schaffung von neuen Staatseinnahmen zur Entlastv« 
der Steuerträger, insbesondere der kleinen Steuerträger, Bern» 
dung der Erhöhung derSteuer durch Bewilligung neuer Auslag» 

de» Ausbau der wirtschaftlichen Vertretung im Auslas 
damit neuer Verdienst und aber auch Einnahmsquellen d! 
Lande erwachsen; 
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gerechte Progression im Steuerwescn mit stärkerer Keran-
lnrng höherer Vermögen und Einkommen gemäß der V c r -
Mgsbestimmung; 

möglichste Erleichterung der Gebühren und Abgaben bei 
»itragllng von Grnndpsandschulden; 
I möglichste V o l k s b e f r a g u n g für Projekte, die größere 
Ujflbei, erheischen, bevor dem Staate Ausgaben erwachsen; 

V I I . Kulturpolitisches. 
<21llc kulturellen Fragen wi l l die P a r t e i nach den unverrürk» 

jttnGrnndsähen des Christentums geregelt wissen. S i e verlangt: 
Schuh des Volkes gegen lalle Änmoral , die seine Krä f te 

untergraben sucht; 
eine Vertiefung jeglicher B i ldung . N u r tüchtiges Wissen 

[paart mit Charakter dient dem Wohle des Einzelnen wie 
Voltes. 
Die Schule soll von berufenen Faktoren im Einvernehmen mit 

> Volke gefördert und unfern Verhältnissen angepaßt werden, 
praktisches Wissen vermitteln und zu arbeitsfreudigem Pfl icht-

smßtsein erziehen. 
Daher verlange» w i r : Revision der Schulgesehe, Abschaf-

»g des 9. Schuljahres und anderweitiger entsprechender Ersah 
rch Ausbau der Fortbildungsschulen, stärkere Äeranziehnng 
d vermehrten wirksamen Einfluß des Ortsschulrates auf die 
chule, Sorge für Schulung von Kindern, die wegen körperlicher 
>er geistiger Gebrechen die Volksschule nicht besuchen können, 
Irner Sorge für verwahrloste Kinder und jugendliche Verbrecher, 
>Äüliguug an der !lnterstühung von Besserungsanstalten, 
mersttttzung und Förderung des Fortbildungs- und Nealschul-
tsens, Ausbau des haus>virtschaftliÄ>en, landwirtschaftlichen, 
werblichen Berufs - und Anterrichtswesens, insbesondere soll 
r gewerbliche und landwirtschaftliche Llnterricht den Verhäl t -
ssc» und Zielen entsprechend an den Schulen ausgebaut 
erden; ausgiebigere Erteilung von Stipendien an intelligen-
re, aber wenig bemittelte Studierende, gleichviel, in welchem 
Nachbarstaat sie höhere Schulen besuche» ; Freiheit des P r i v a t -
literrichts. W i r verlangen zu weiterer B i ldung die Abhaltung 
»Kursen und Gründung einer gutgcleitcten Volksbücherei durch 
il 'and. Forderung nach vermehrtem staatsbürgerlichem Linter-

in der Schule. 

V I I I . Gemeindewesen. 
Die Pa r t e i strebt an: 

Die Schaffung eines niodernen Genieindcgesehes unter mög-
^ster Wahrung 'der Gemeindeselbständigkeit und mit A u s ­
hebung der politischen und Bttrgergenieinden und deren 
Aufgaben; 

die gesehliche Ermöglichuug der freiwilligen Einführung 
I M Gemeindeschreibcrn und Aeberweisung verschiedener A u f -
jaben an die Gemeinden; 

ein möglichst einfaches und technisch richtiges Gemeinde-
r)!chn»ngswesen; 

den Ausbau der Gemeindegesehgebung, so daß sie dem 
kmokratischen Aufbau der Verfassung und der neueren Gesetz-
Abling entspricht; 

Verlegung aller Gemeindehauptwahlen auf Anfang des 
Jahres, damit der Aktivbürger nicht nur eine Aktivbürgersteuer 
bezahle», sondern das Aktivbürgerrecht auch ausüben kann. 

Weiterer Ausbau der Volksrechte in Gemeindeangelegen-
heitcn. 

I X . Gesetzgebungspolitisches. 
Möglichste Vereinfachung der Gesehe, volkstüniliche und 

klare, unfern Verhältnissen angepaßte Gesehe; 
besondere Berücksichtigung der W ü n s c h e und Interessen 

des Volkes in der Gesetzgebung, wie Verwaltung und Anpas­
sung an die Verhältnisse und Bedürfnisse der verschiedenen 
Landesgegenden und Bevölkernngsklassen; 

nach Tunlichkeit und de» finanziellen Kräf ten entsprechend 
weiterer Ausbau der Privatrcchtsgesetze, vor allein Schaffung 
eines zeitgemäßen Obligationenrechts, eines modernen, dem 
Volksempfindcn entspreck)enden Erbrechtes mit Einschluß des 
Verlassenft)aftsverfahrens,eines Familienrechtcs mit besonderem 
Schutze von Frauen und Kindern und besserem Ausbau des 
Vormundschastsrechtes, wobei auch die 5zeimatsgemeinde einen 
vermehrten Einfluß bekommen soll; 

Ersetzung des veralteten Strafrechtes durch ein zeitgemäßes 
und Zusammenfassung der vielen Gesehlein^sowie Aufhebung 
der M i n d e s t s t r a f s ä h e , Zulassung sichernder M a ß n a h m e n neben 
oder anstatt der Strafe, weiterer Ausbau des Iugendstrafrcchtes 
nnd der Ingendstrafgerichtsbarkeit. 

Dringend fordert die Pa r t e i den E r l a ß eines zeitgemäßen 
Zwangsvollstreckungs- und Konkurs- und Ausgleichsrechtes, da 
der heutige Zustand mit der Verfassung und anderen Gesetzen 
nicht mehr vereinbar ist, insbesondere zeitgemäße Schaffung 
von Exekntionsbefreiungen, ähnlich wie in den Nachbar ländern; 

Schaffung eines Gesetzes Über geistiges Eigentum jeder 
A r t , eines neuen Baugesctzes mit Äeimats6)utzbestiiiimungen; 

Neuregelung des E i n - und Ausbürgeruugsrechtes, wobei 
neu Eingebürgertc eine gewisse Zeit vom Stimmrecht in Ge-
meinde- und Landesangclegenheitc» ausgeschlossen werden können; 

E r l a ß eines zeitgemäßen Preßgesetzes; 

Revision der gesetzlichen Bestimmungen über Gastwirt-
schafteil. 

Dieses Programm ist i« der Vertraueusmäniierversamm-
lung der Volkspartei angenommen worden. 

V a d n z , den 26. Dezember 1925. 

Namens der Vertrauensmännerversammlung: 

D e r P a r t e i o b m a n n : 

Walser-Kirchthaler. 
D e r A k t u a r : 

Dr. Wi lhe lm Beck. 
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